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Gesetz 

 

über die landesrechtliche Geltung des Gesetzes über Versammlungen und 
Aufzüge 

 

Vom 20. Januar 2010 

Der Sächsische Landtag hat am 20. Januar 2010 das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1  
Überleitung des Versammlungsgesetzes  

Das Gesetz über Versammlungen und Aufzüge (Versammlungsgesetz) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. November 1978 (BGBl. I S. 1789), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2366), wird mit seinem Wortlaut 
als Landesrecht übernommen und erhält die Überschrift 

Gesetz über Versammlungen und Aufzüge  
im Freistaat Sachsen  

(Sächsisches Versammlungsgesetz – SächsVersG) “.  

Artikel 2  
Änderung des Sächsischen Versammlungsgesetzes  

Das Gesetz über Versammlungen und Aufzüge im Freistaat Sachsen (Sächsisches 
Versammlungsgesetz – SächsVersG) vom 20. Januar 2010 (SächsGVBl. S. 2) wird wie folgt 
geändert: 

 
1. In den Zählbezeichnungen der Abschnitte werden die römischen Zahlen durch 

arabische Zahlen ersetzt. 
2. § 15 wird wie folgt gefasst: 

„§ 15  
(1) Die zuständige Behörde kann die Versammlung oder den Aufzug verbieten oder 
von bestimmten Auflagen abhängig machen, wenn nach den zur Zeit des Erlasses der 
Verfügung erkennbaren Umständen die öffentliche Sicherheit oder Ordnung bei 
Durchführung der Versammlung oder des Aufzuges unmittelbar gefährdet ist. Eine 
Gefährdung im Sinne von Satz 1 ist insbesondere zu besorgen, wenn in der 
Vergangenheit vergleichbare Versammlungen oder Aufzüge zu einer solchen 
Gefährdung oder Störung geführt haben und 
1. diese einen konkreten Bezug zu der Versammlung oder dem Aufzug 

aufweisen oder 
2. besondere tatsächliche Umstände die Annahme rechtfertigen, dass die 

Versammlung oder der Aufzug in gleicher Weise zu einer Gefährdung führen 
wird. 
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(2) Eine Versammlung oder ein Aufzug kann insbesondere verboten oder von 
bestimmten Auflagen abhängig gemacht werden, wenn 
1. die Versammlung oder der Aufzug an einem Ort von historisch 

herausragender Bedeutung stattfindet, der an 
a) Menschen, die unter der nationalsozialistischen oder der 

kommunistischen Gewaltherrschaft Opfer menschenunwürdiger 
Behandlung waren, 

b) Menschen, die Widerstand gegen die nationalsozialistische oder 
kommunistische Gewaltherrschaft geleistet haben, oder 

c) die Opfer eines Krieges 
 erinnert und 
2. nach den zur Zeit des Erlasses der Verfügung konkret feststellbaren 

Umständen zu besorgen ist, dass durch die Versammlung oder den Aufzug 
die Würde von Personen im Sinne der Nummer 1 beeinträchtigt wird. Dies ist 
insbesondere der Fall, wenn die Versammlung oder der Aufzug 
a) die Gewaltherrschaft, das durch sie begangene Unrecht oder die 

Verantwortung des nationalsozialistischen Regimes für den Zweiten 
Weltkrieg und dessen Folgen leugnet, verharmlost oder gegen die 
Verantwortung anderer aufrechnet, 

b) Organe oder Vertreter der nationalsozialistischen oder 
kommunistischen Gewaltherrschaft als vorbildlich oder ehrenhaft 
darstellt oder 

c) gegen Aussöhnung oder Verständigung zwischen den Völkern 
auftritt. 

Das Völkerschlachtdenkmal in Leipzig, die Frauenkirche mit dem Neumarkt in 
Dresden sowie am 13. und 14. Februar darüber hinaus auch die nördliche Altstadt und 
die südliche innere Neustadt in Dresden sind Orte nach Satz 1 Nr. 1. Ihre Abgrenzung 
ergibt sich aus der Anlage zu diesem Gesetz.  
(3) Die zuständige Behörde kann eine Versammlung oder einen Aufzug auflösen, 
wenn die Versammlung oder der Aufzug nicht angemeldet ist, wenn von den 
Angaben der Anmeldung abgewichen oder den Auflagen zuwidergehandelt wird oder 
wenn die Voraussetzungen zu einem Verbot nach Absatz 1 oder 2 gegeben sind.  
(4) Verbotene Versammlungen und Aufzüge sind aufzulösen.“  

3. § 16 wird aufgehoben. 
4. § 20 wird wie folgt gefasst: 

„§ 20  
Das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit (Artikel 8 Abs. 1 des Grundgesetzes und 
Artikel 23 Abs. 1 der Verfassung des Freistaates Sachsen), das Grundrecht auf 
informationelle Selbstbestimmung (Artikel 2 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 1 
Abs. 1 des Grundgesetzes) sowie das Grundrecht auf Datenschutz (Artikel 33 der 
Verfassung des Freistaates Sachsen) werden durch die Bestimmungen dieses 
Abschnitts eingeschränkt.“ 

5. § 21 wird wie folgt gefasst: 
„§ 21  

Wer in der Absicht, nicht verbotene Versammlungen oder Aufzüge zu verhindern 
oder zu sprengen oder sonst ihre Durchführung zu vereiteln, Gewalttätigkeiten 
vornimmt oder androht oder grobe Störungen verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.“ 

6. In § 29 Abs. 2 werden die Wörter „tausend Deutsche Mark“ durch die Angabe 
„500 EUR“ und die Wörter „fünftausend Deutsche Mark“ durch die Angabe 
„2 500 EUR“ ersetzt. 
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7. § 29a wird aufgehoben. 
8. Abschnitt V wird aufgehoben. 
9. Die Anlage wird durch die im Anhang zu diesem Gesetz abgedruckte Anlage ersetzt. 

Artikel 3  
Einschränkung von Grundrechten  

Dieses Gesetz schränkt das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit (Artikel 8 Abs. 1 des 
Grundgesetzes und Artikel 23 Abs. 1 der Verfassung des Freistaates Sachsen), das Grundrecht 
auf informationelle Selbstbestimmung (Artikel 2 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 1 Abs. 1 
des Grundgesetzes) sowie das Grundrecht auf Datenschutz (Artikel 33 der Verfassung des 
Freistaates Sachsen) ein. 

Artikel 4  
Bekanntmachung des Wortlauts  

des Sächsischen Versammlungsgesetzes  

Der Wortlaut des Sächsischen Versammlungsgesetzes wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 5  
Inkrafttreten  

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

Dresden, den 20. Januar 2010 

Der Landtagspräsident  
Dr. Matthias Rößler  

Der Ministerpräsident  
Stanislaw Tillich  

Der Staatsminister des Innern  
Markus Ulbig  

Anhang  
(zu Artikel 2 Nr. 9)  

Anlage (zu § 15 Abs. 2 Satz 3) 

 
1. Das Völkerschlachtdenkmal in Leipzig umfasst in nordöstlicher Richtung die Prager 

Straße, in südöstlicher und südwestlicher Richtung jeweils die Grenze zum 
Südfriedhof und in nordwestlicher Richtung das östliche Teilstück des 
Friedhofsweges und das östliche Teilstück der Straße An der Tabaksmühle sowie das 
von diesen umschlossene Gebiet. 

2. Die Frauenkirche mit dem Neumarkt in Dresden umfasst die Plätze An der 
Frauenkirche und Neumarkt sowie die Straße An der Frauenkirche. 

3. Die nördliche Altstadt und die südliche innere Neustadt in Dresden umfassen den 
Theaterplatz, den Schloßplatz, die Augustusbrücke, den Neustädter Markt, die 
Köpckestraße, den Carolaplatz, die Carolabrücke, die St. Petersburger Straße 
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zwischen Carolabrücke und Pirnaischem Platz, den Rathenauplatz, den Pirnaischen 
Platz, die westliche Seite der Ringstraße bis zum Rathausplatz, die unmittelbar am 
Rathaus verlaufende Stichstraße nördlich des Dr.-Külz-Ringes, die Pfarrgasse und 
den sich anschließenden Teil der Straße An der Kreuzkirche bis zum Altmarkt, den 
Altmarkt, die Wilsdruffer Straße, den Postplatz, die Sophienstraße und das von diesen 
umschlossene Gebiet. 

 
 

 


